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1. ÜBERBLICK DES RECHTSRAHMENS

Für die Sicherheit des Verkehrs von Straßen-
bahnen, Kraftomnibussen, Eisenbahnen und 
Flugzeugen existieren verkehrsträgerspezi-
fische Regelungen (Bild 1). Die Regelungen 
werden hinsichtlich der Aus- und Weiterbil-
dung von Fahrzeugführern verglichen.

2. AUSBILDUNGSINHALTE

Im Straßenbahnverkehr bleiben verschie-
dene relevante Gesichtspunkte zur Ausbil-
dung von Stadtbahnfahrern offen. Die Ge-
setze treffen keine eindeutige Aussage zu 
Ausbildungsdauer, -inhalt oder -methoden. 
Es ist unklar, ob eine theoretische, praktische 
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Vergleich der Qualifizierung von 
Fahrzeugführern in unterschied
lichen Verkehrsmoden
In diesem Beitrag werden verkehrsträgerspezifische Regelungen zur Aus- und Weiterbildung von  
Fahrzeugführern ermittelt, vergleichend analysiert und die bestehenden Unterschiede und  
Gemeinsamkeiten erarbeitet. Grundlage des Rechtsvergleichs ist der Rechtsrahmen in Deutschland.

oder mögliche Kombination beider Ausbil-
dungsformen beabsichtigt ist. 

Im Kraftomnibusverkehr gliedert sich die 
Ausbildung in eine theoretische und prakti-
sche Ausbildung. Die theoretische und die 
praktische Ausbildung bestehen aus einer 
allgemeinen und einer klassenspezifischen 
Ausbildung. Die praktische Ausbildung ver-
mittelt Kenntnisse zur Funktions- und Sicher-
heitskontrolle des Fahrzeugs. Die Fahrschule 
muss für die Ausbildung einen Ausbildungs-
plan erstellen, der gesetzlich definierte Aus-
bildungsinhalte berücksichtigt.

Im Eisenbahnverkehr schreibt die Trieb-
fahrzeugführerscheinverordnung (TfV) 
Ausbildungsinhalte vor. Sie bestehen aus 
allgemeinen, fahrzeugbezogenen und in-
frastrukturbezogenen theoretischen und 

praktischen Fachkenntnissen. Die Ausbil-
dung umfasst auch die zielgerichtete Ver-
ständigung im Regelbetrieb und bei Unre-
gelmäßigkeiten. Die Ausbildung besteht aus 
einem theoretischen (Unterricht, Vorführun-
gen) und einem praktischen Teil (Ausbildung 
am Arbeitsplatz, Fahrten mit/ohne Aufsicht). 
Als Lehrmethoden werden computerge-
stütztes Training und fakultativ Simulatoren 
berücksichtigt. 

Im Luftverkehr sind die Anforderungen 
an die theoretische und praktische Ausbil-
dung von Piloten auf EU-Ebene festgelegt. 
Jedes Theoriefach enthält definierte Lernzie-
le, die durch das Luftfahrt-Bundesamt (LBA) 
vorgeschrieben werden. Der praktische Aus-
bildungsteil erfordert eine Mindestanzahl 
an Flugstunden, Starts und Landungen. Der 
Ausbildungsbetrieb muss über eine Ausbil-
dungszulassung verfügen und hierfür ein 
festgelegtes Ausbildungsprogramm vorwei-
sen.

BILD 1: Überblick des Rechtsrahmens für die Aus- und Weiterbildung in verschiedenen Ver-
kehrsmodellen
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3. ANFORDERUNGEN  
AN DIE AUSBILDER

Im Straßenbahnverkehr bleiben konkret er-
forderliche Kompetenzen und fachliche An-
forderungen an Lehrbedienstete offen. Das 
Verkehrsunternehmen muss sicherstellen, 
dass der Betrieb und damit die Ausbildung 
von Stadtbahnfahrern sicher geführt wird. 
Hierzu ist besondere Sorgfalt bei der Aus-
wahl, Verwendung und Beaufsichtigung der 
Betriebsbediensteten anzuwenden. Dies ist 
Aufgabe des Betriebsleiters. Die Definition 
der erforderlichen Qualifikation von Lehrbe-
diensteten obliegt dem Betriebsleiter. 

Für den Kraftomnibusverkehr enthält das 
Fahrlehrergesetz Vorgaben zur Qualifikation 
eines Ausbilders. Zur Ausbildung eines Kraft-
omnibusfahrers benötigt ein Fahrlehrer bzw. 
die Fahrschule eine Fahrschulerlaubnis. Der 
Erhalt dieser Erlaubnis erfordert praktische 
Vorerfahrungen und betriebswirtschaftli-
che Kenntnisse. Der Fahrlehrer muss in der 
gesetzlich vorgegebenen Prüfung erforder-
liche Fachkenntnisse und pädagogische Fer-
tigkeiten nachweisen.

Im Eisenbahnverkehr benötigen die 
Ausbilder und die Ausbildungsorganisatio-
nen eine Anerkennung zur Ausbildung von 
Triebfahrzeugführern. Zur Anerkennung 
der Ausbildungsorganisation muss die Or-
ganisation der Ausbildung dargelegt wer-
den (Inhalt, Organisation und Laufzeit der 
Lehrgänge). Um die theoretische, praktische 
oder sprachliche Ausbildung von Triebfahr-
zeugführern durchführen zu können, sind 
konkrete Anforderungen an den Ausbilder 
gegeben.

Im Luftverkehr existieren gesetzliche 
Anforderungen an Theorie- und Fluglehrer. 
Die Theorielehrer müssen entweder einen 
praktischen Luftfahrthintergrund im ange-
strebten Unterrichtsfach besitzen und einen 
Lehrgang über Unterrichtsmethoden abge-
schlossen haben oder über Erfahrung im zu 
unterrichtenden Fach und im Unterrichten 
verfügen. Der Fluglehrer benötigt eine oder 
mehrere Luftfahrtlizenzen und eine Anzahl 
Mindestflugstunden. 

4. PRÜFUNGSINHALTE

Im Straßenbahnverkehr ist die Eignung des 
Ausgebildeten für die vorgesehene Tätigkeit 
durch eine Prüfung festzustellen. Die rechtli-
chen Vorgaben enthalten keine Kriterien be-
züglich Prüfungsinhalten, Prüfungsmetho-
den oder Prüfungsformen. Damit ist unklar, 
ob eine theoretische, praktische oder beide 
Prüfungsformen anzuwenden ist. Der Begriff 
der Eignung wird nicht konkretisiert. 

Im Kraftomnibusverkehr ist zum Nach-

weis der Kenntnisse und Kompetenzen 
eine theoretische und praktische Prüfung 
vorgeschrieben. Prüfungsmodalitäten (Um-
fang, Inhalte, Schwerpunkte, zulässige Feh-
ler) der theoretischen und der praktischen 
Prüfung sind rechtlich fixiert. Im Rahmen 
der Grundqualifikation muss ein Fahrer zu-
sätzliche tätigkeitsbezogene Kenntnisse zur 
Erhöhung der Sicherheit im Straßenverkehr 
erlangen. Die Grundqualifikation wird durch 
eine vierstündige schriftliche Theorie- und 
eine mehrstündige Praxisprüfung nachge-
wiesen. Die praktische Prüfung besteht aus 
einer Prüfungsfahrt mit kritischen Situatio-
nen. Der Einsatz von Simulatoren ist mög-
lich. 

Im Eisenbahnverkehr sind die Prüfungs-
modalitäten zum Erwerb des Triebfahr-
zeugführerscheins, wie die Prüfungsform, 
-methode, -dauer, der -inhalt und die er-
forderliche Prüfungsleistung dargelegt. 
Die Prüfung ist in 
einen theoreti-
schen (mündlicher 
und schriftlicher 
Teil) und einen 
praktischen Teil 
unterteilt. Die be-
standene Theorie-
prüfung ist Voraussetzung für die praktische 
Prüfungsfahrt. Der Prüfer bestimmt die Prü-
fungsinhalte. Diese müssen die fahrzeug- 
und infrastrukturbezogenen Fachkenntnisse 
der Ausbildung berücksichtigen. Um die An-
wendung der Betriebsvorschriften zu prü-
fen, können Simulatoren eingesetzt werden.

Im Luftverkehr sind für den Erwerb einer 
Pilotenlizenz theoretische und praktische 
Prüfungen erforderlich. Das LBA legt die 
Prüfungsmethode der theoretischen Prü-
fung fest. Die theoretischen Kenntnisse des 
Flugschülers werden vom LBA anhand einer 
schriftlichen oder computergestützten Prü-
fung überprüft. Eine Prüfungsordnung vom 
LBA regelt weitere Prüfungsmodalitäten. Die 
praktische Prüfung erfolgt anhand festge-
legter Prüfungsinhalte. Für die praktischen 
Prüfungen sind Toleranzbereiche einzuhal-
tender Flugparameter (Flughöhe, Steuer-
kurs, Fluggeschwindigkeit) definiert. Auch 
der Einsatz von Simulatoren in den Prüfun-
gen ist geregelt.

5. QUALIFIKATIONEN DES PRÜFERS

Im Straßenbahnverkehr darf die Prüfung 
vom Betriebsleiter oder einem von ihm 
beauftragten Betriebsbediensteten abge-
nommen werden, wenn dieser nicht an 
der Ausbildung beteiligt war. Es gibt keine 
konkreten Anforderungen an die Qualifi-
kationen des Prüfers. Qualifikationen des 

Betriebsleiters in der Rolle als Prüfer kön-
nen nur indirekt abgeleitet werden. Um die 
Aufgabe als Betriebsleiter zu übernehmen, 
muss dieser eine Betriebsleiterprüfung be-
stehen. In dieser Prüfung werden Aspekte 
der Ausbildung und Prüfung angesprochen. 

Im Kraftomnibusverkehr benötigt der 
Prüfer eine Anerkennung nach dem Kraft-
fahrsachverständigengesetz. Hierfür benö-
tigt der Prüfer die Fahrerlaubnis aller Kraft-
fahrzeugklassen, eineinhalb Jahre Erfahrung 
als Ingenieur oder Meister im Betrieb einer 
Technischen Prüfstelle im Kraftfahrzeug-
metier, eine sechsmonatige Ausbildung bei 
einer Technischen Prüfstelle, sowie einen 
Abschluss eines einschlägigen Ingenieurstu-
diums. 

Im Eisenbahnverkehr benötigt ein Prüfer 
zur Prüfung zukünftiger Triebfahrzeugfüh-
rer, wie der Ausbilder, eine Anerkennung. 
In der TfV sind dazu, neben physiologischen 

und psychologi-
schen Anforde-
rungen, fachliche 
Kompetenzen und 
Zeitdauern beruf-
licher Erfahrung 
festgelegt.

Im Luftverkehr 
müssen Prüfer Luftfahrtlizenzen und Min-
destflugstunden mit speziellen Inhalten 
nachweisen. Darüber hinaus muss ein Prü-
fer zum Erwerb einer Prüferberechtigung 
dem LBA erforderliche Kompetenzen für die 
Tätigkeit als Prüfer nachweisen. Derartige 
Kompetenzen sind beispielsweise die ange-
messene Vorbereitung, Durchführung und 
Nachbereitung eines Prüfungsfluges oder 
die adäquate Beurteilung der Leistung des 
Prüflings.

6. WEITERQUALIFIZIERUNG

Im Straßenbahnverkehr wird gefordert, 
dass Fahrbedienstete in regelmäßigen Ab-
ständen nachzuschulen sind. Hinsichtlich 
Nachschulung bestehen Unklarheiten über 
den Umfang, Inhalt, die Methode oder die 
Form der Nachschulung. Daneben geht 
aus dem Gesetz kein konkreter Zeitabstand 
zwischen der initialen Ausbildung und ei-
ner Nachschulung oder zwischen einzelnen 
Nachschulungen hervor.

Im Kraftomnibusverkehr besitzt die Fahr-
erlaubnis eine beschränkte Gültigkeitsdauer. 
Zu ihrer Verlängerung muss ein Fahrer seine 
weiterhin vorhandene Eignung beweisen 
(Nachweis von angemessener Belastbarkeit, 
Reaktionsvermögen und ausreichender Ori-
entierungs-, Konzentrations- und Aufmerk-
samkeitsleistung). Die in der Grundqua-
lifikation erworbenen Fähigkeiten und 

Im Eisenbahnverkehr benötigen  
die Ausbilder und die Ausbildungs-
organisationen eine Anerkennung 
zur Ausbildung von Triebfahrzeug-
führern.



VERKEHR & BETRIEB | Rahmenbedingungen Fahrzeugführer

20 ETR  |  JUNI  2016  |  NR. 6 www.eurailpress.de/etr

Kompetenzen müssen regelmäßig (alle fünf 
Jahre) erneuert werden. Dies erfordert eine 
Weiterbildung an einer anerkannten Ausbil-
dungsstätte. durch Übungen auf einem be-
sonderen Gelände (Fahrertraining) oder an 
einem leistungsfähigen Simulator. 

Im Eisenbahnverkehr wird die weiter-
führende Qualifizierung für Triebfahrzeug-
führer im Sicherheitsmanagementsystem 
(SMS) des Eisenbahnverkehrsunternehmers 
konkretisiert. Das SMS enthält Schulungs-
programme für das Personal und Verfahren, 
die sicherstellen, dass die Qualifikation des 
Personals aufrechterhalten wird. Die TfV 
legt wiederum fest, dass der Unternehmer 
innerhalb des SMS dafür sorgen muss, dass 
ein Triebfahrzeugführer in regelmäßigen Ab-
ständen durch Prüfungen mindestens seine 
allgemeinen Fachkenntnisse nachweist. 

Im Luftverkehr bestehen zur Weiterqua-
lifizierung gesetzliche Bestimmungen. Die 
Musterberechtigung besitzt eine Gültig-
keitsdauer von einem Jahr. Der Flugzeugfüh-
rer muss diese Berechtigung durch regelmä-
ßige Befähigungsüberprüfungen erhalten. 
Die Befähigungsüberprüfung kann im rea-
len Flugzeug oder in einem Flugsimulator 

erfolgen. Um die Musterberechtigung zu 
erhalten, ist auch eine fortlaufende Fluger-
fahrung erforderlich (mindestens drei Starts, 
Landeanflüge und Landungen in den letzten 
90 Tagen). 

7. ZUSAMMENFASSUNG

Tabelle  1 stellt die zuvor aufgeführten ge-
setzlichen Ausbildungsrahmenbedingun-
gen der dargestellten Verkehrsträger verglei-
chend gegenüber. Ist der jeweilige Aspekt in 
den Rechtsgrundlagen des Verkehrsträgers 
definiert, ist dies mit einem Pluszeichen in 
Tabelle 1 vermerkt. Sind die Angaben unkon-
kret ist ein Punkt in der Tabelle angeführt. 
Nicht definierte Aspekte sind mit einem Mi-
nuszeichen angeführt. Es zeigt sich, dass die 
gesetzlichen Ausbildungsanforderungen im 
Straßenbahnverkehr erhebliche Unterschie-
de zu den Verkehrsmoden Straßen-, Eisen-
bahn- und Luftverkehr aufweisen. Diese Un-
terschiede sind in der Tabelle 1 dargestellt.

Bezüglich der gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen für die Ausbildung von Stadtbahn-
fahrern beinhaltet die BOStrab nur wenige 

und unkonkrete Vorgaben, wohingegen für 
die Ausbildungen im Straßen-, Eisenbahn- 
und Luftverkehr klare Vorschriften bestehen. 
Es existieren eindeutige Definitionen hin-
sichtlich Erstausbildungen, Prüfungsmodali-
täten und Weiterqualifizierungen. 

Erwartungsgemäß sind technische Anfor-
derungen und Anwendungsbereiche von 
Flugsimulatoren in der Luftfahrt gesetzlich 
ausführlich fixiert. Auch in den Rechtsgrund-
lagen des  Straßenverkehrs und des Eisen-
bahnverkehrs ist der Einsatz von Simulato-
ren integriert. Für den Straßenbahnbetrieb 
gibt es Potenzial, auch dort simulationsge-
stützte Schulungsansätze zur Ausbildung 
und Prüfung insbesondere hinsichtlich kri-
tischer und außergewöhnlicher Situationen 
anzuwenden. ◀
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▶  SUMMARY

Comparative analysis of statutory 
framework conditions governing the 
initial and advanced training of  
drivers in various transport modes

In this contribution, the authors establish 
the specific rules for each mode of trans-
port for the initial and advanced training 
of drivers. They then perform a compara-
tive analysis and work out where there are 
differences and points in common. The 
statutory comparison is based on the legal 
situation in Germany.

TABELLE 1: Ausbildungsrahmenbedingungen


